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An dEm"" 

H~rrn Präsidenten ~es Nationa1r~tes 
• I, • 

.!', 

.... . r 

.... :. 
I .. 'i 

zu Z. 417(J-NR/IQZl. 
,', " , 

'. Parlament 
1010 Wie n 

DiE:i mir am 17. Februar 1971 übermi,tte1te An­

frageder'Abge~rdn~ten~um Nationalr~t Dr. R e ~ n h art, 

B-'i'ec h a und Genossen, betreffend Errichtung einer 

- ~entralen Anstalt zurUn{er6ring~ng geiste~kr~nker 

Rechtsbrecher ,1)eantworte ich wie folgt:-

1. Das Bundesministerium für .Justiz ist an, 

der Errichtung einer zentralen Anstalt zur Unterbringung 

geisteskranker Rechtsbrecher schon deshalb in besonderem 

Näße intere:ssiert ,weil: nacl1.dem Strafgesetzentwurf 

den Strafgerichten die Aufgabe ~ufallen soll, gefähr­

liche geisteskranke Rechtsbrecher in eine Ar!.stalt ein­

zuweisen; diese Maßnahme er~cheint aber nur dann ~inn­

'voll, wenn die Anstalt, in die die Eimveisung erfolgt, 

hi,efür auch geeignet ist., 

2. Die Errichtung ,einer'- psychiatrischen 

Krankenanstalt zUr UnterbringUng von Redhtsbrechern 

ist derzeit als Vollziehung in der Angelegenheit 

Heil~ und Pflegeanstalten (=Krankenanstalten) Landes­

sache (Art. 12 Abs. 1 Z. 2 D-VG). Die Länd~r könnten 

eine Vereinbarung (Art. 107) dahin treffen} daß in 

einem Land eine Anstalt für alle Länder er~ichtet wird. 

Hierauf könnte'die Bundesregierung hinwirken; federführend, 
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wäre dabei nach einem Gutachten des,Bundeskanzlerarntes 

Verfassungsdienst vom 10. Härz 1970, Z. ,56.l84-2b/69, 

das'Bundesministerium für soziale Verwaltll.ng. 

Es ist zu befilrchten,daß dieser Weg aus den 

verschiedensten GrUnden in absehbarer Zeit nicht zum 

Ziel~ führen wird. Das ßundesminist,eriulll fü.r Justiz 

st'ellt, daher zur Diskussion, daß die Aufgabe, llm die 

f,:\shier geht, vom ,Bund Ubel~nommen "(erden soll. Es 

i'iir'd dabei vom Bunde,sminis·terium für Justiz selbstver-

ständlich in keiner Weise verkannt, daß vorerst schon 

-w~gen der hohen Kosten der Er~ichtung einer solchert 

Anstalt -Vorhesprechungen Uber stufenweise Vor'bereitungs~­

und Planwlgsarbeiten zwischeri Aen beteiligten Z~ntral-

st.el1cx1 des Bundes und den Länd.~!'n - aufzunehmen ",~1r·en. 

Erst. nach entsprecihender Abklärung dieser 
, .' 

Vorfragen könnten die erforderlichen Gesetzentwurfe 

vO:r'bet'E'i ('E"t "':ll't' nf,,<n,..I-ar'hi"UT'''' \TA1-''''el1clet llnc1 C:"OO"lnn derl , ~ ". , ~ ..• "" , tI.... J. .. ~ ..... ol, .... \,.< ,-'.," .t.~.:.;.., .. ' I.,,") '" .',~ I. J..') C, 

O~ganen der Bundesgesetzgqbung vorgelegt werden . 
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